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Andreas Becker

Zukunft von Nord Stream 2 ist ungewiss

Ist dieBetreibergesellschaftvonNordStream2 insolvent odernicht? AuchdieMV-Regierungweißdies
nicht. Doch wer sorgt jetzt für die Sicherheit der Pipeline?
Schwerin. Dies ist schon eine außergewöhnliche Si-
tuation: Da liegt in der Ostsee eine fertig gebaute, mit
Millionen vonKubikmeternGas befüllt Pipeline – doch
der Gashahnwird nicht aufgedreht. Stillstand auf dem
Ostseegrund. Verrottet das elf Milliarden teure Invest-
ment? Und wer wartet jetzt das monströse Bauwerk?

Diese Fragen sind umso drängender, da nach Anga-
ben vonMV-Wirtschaftsminister ReinhardMeyer (SPD)
immer noch nicht bekannt ist, ob die Betreibergesell-
schaft von Nord Stream 2 Insolvenz angemeldet hat.

Zur Erinnerung: In der vergangenen Woche machten
Meldungen die Runde, die Betreibergesellschaft mit
Sitz im schweizerischen Zug habe Insolvenz angemel-
det. Dies aber hatten die Verantwortlichen anschlie-
ßend dementiert. 140 Mitarbeitern von Nord Stream 2
sei aber bereits vorsorglich gekündigt worden.

NordStream2gehört demstaatlichen russischenGas-

konzern Gazprom. Die Gaspipeline war aber zur Hälfte
von den Energie- und Ölriesen Shell, OMV, Engie, Uni-
per und Wintershall DEA finanziert worden. Russland
wollte mit der 1230 Kilometer langen Pipeline durch
die Ostsee die Kapazität der Erdgas-Lieferungen nach
Deutschland verdoppeln. Nord Stream 2 ist fertig, die
Bundesregierung hatte aber die Inbetriebnahme we-
gendes russischenÜberfalls auf dieUkraineauf Eis ge-
legt.

Im Gespräch mit dem Nordkurier versicherte Meyer
gestern, dass Mitarbeiter von Nord Stream 2 im Be-
reich der Pipeline noch tätig seien und die Wartungs-
und Sicherheitsmaßnahmen gewährleistet seien. Die
Landesregierung sei mit den zuständigen Behörden
auf Landes- und Bundesebene in Kontakt, um für den
Fall gewappnet sein, wenn Nord Stream 2 wirklich In-
solvenz anmeldet – und gegebenenfalls seine Mitar-
beiter abzieht.
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Steuersenkungenwegen explodierender Benzinpreise gefordert

Tanken istmittlerweile ein Luxusgut, hieß es bereits imMV-Landtag. Die Benzinpreise schießen durch
die Decke – da hilft jetzt nur eins, meint die Wirtschaft in MV.
Schwerin. Die aktuelle Situation der Energiepreise
treibt Autofahrer, Verbraucher und auch die Unter-
nehmen inMecklenburg-Vorpommernum. „Bundund
Länder müssen zeitnah handeln”, fordert Sven Müller,
Geschäftsführer der Vereinigung der Unternehmerver-
bände in MV. Betriebe und Beschäftigte würden glei-
chermaßen unter den sprunghaft steigenden Preisen
für Gas, Öl und damit einhergehend auch für Strom
ächzen, sagte der Wirtschaftsvertreter.

Deshalbmüsse jetzt schnell gehandelt. „Maßnahmen,
die erst mit zeitlichem Verzug eine gewisse Entlastung

bringen, helfen akut weder dem Pendler, der aufs Au-
to angewiesen ist, noch dem Handwerksbetrieb oder
Metallbauer”, stellte Müller unmissverständlich fest.
Vor diesem Hintergrund ist für den Geschäftsführer
des Verbandes klar: „Die Politik muss an die Steuer
ran.NureineSenkungderEnergiesteuernbeziehungs-
weise der Mehrwertsteuer auf die Energieträger kann
vor weiteren Verwerfungen schützen.”

Bereits im Landtag waren am Mittwoch Stimmen laut
geworden, die aufgrund der Energiepreise vor der Ge-
fährdung des sozialen Friedens warnten.
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https://www.nordkurier.de/mecklenburg-vorpommern/steuersenkungen-wegen-explodierender-benzinpreise-gefordert-1047417303.html
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